
gen in den Arbeitskollektiven zur bewußten Einhal­
tung und Verwirklichung des sozialistischen Rechts in 
der täglichen Arbeit die erforderliche Aufmerksamkeit 
schenken. Rechtspropaganda im Betrieb darf nicht als 
Ressortaufgabe des Justitiars betrachtet werden. Viel­
mehr folgt aus der Verantwortung des Leiters für die 
Planerfüllung auch seine Verantwortung für die er­
zieherische Arbeit mit dem sozialistischen Recht. „Die 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre sollten also ihre 
Verpflichtung darin sehen, vor den Werktätigen das 
sozialistische Recht zu erläutern und die bewußte Ein­
stellung zu unseren Rechtsnormen zu fördern.“/15/
Im Zusammenhang mit Forderungen zur Erhöhung der 
Wirksamkeit der Rechtserziehung in den Betrieben 
wird oft die Frage aufgeworfen: Wie können die Lei­
ter auf diesem Gebiet ihrer Verantwortung gerecht 
werden, wenn sie selbst nicht immer ausreichende 
Rechtskenntnisse haben? Hier sind offensichtlich grund­
sätzliche Schlußfolgerungen für die Hoch- und Fach­
schulausbildung der Ökonomen und Ingenieure, aber 
auch für die ständige Information, Anleitung und Schu­
lung der verantwortlichen Leiter zu Rechtsfragen und 
neuen Rechtsvorschriften erforderlich.
Die Kenntnisse einiger Wirtschaftsfunktionäre — ins­
besondere in kleineren Betrieben — über wirtschafts- 
und arbeitsrechtliche Vorschriften reichen z. Z. noch 
nicht immer aus. In manchen Betrieben wird die Ar­
beit mit dem Recht nicht umfassend genug betrachtet. 
Vielfach sehen Leiter in diesem Zusammenhang nur 
ihre Verantwortung, sich mit der vertraglichen Siche­
rung der Kooperation zu beschäftigen. Es ist auch 
nicht damit getan, wenn sich der Leiter erst dann auf 
Rechtsvorschriften besinnt, wenn Konflikte oder volks­
wirtschaftliche Schäden bereits eingetreten sind, wenn 
Fragen der materiellen oder disziplinarischen oder gar 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu klären sind. 
Die Verpflichtung des Leiters besteht nach § 7 der VO 
über die Betriebe, Kombinate und WB vielmehr darin, 
die Arbeitskollektive zu befähigen, von vornherein in 
Übereinstimmung mit den Forderungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit zu handeln. Hieran wird deutlich, 
daß Rechtserziehung und Rechtspropaganda in der 
Volkswirtschaft in besonderem Maße darauf gerichtet 
sind, die organisierende und schützende Rolle des sozia­
listischen Rechts bewußt zu machen ynd durchzuset­
zen. Eine derartige ideologische Einflußnahme auf der 
Grundlage des geltenden Rechts ist auch am besten ge­
eignet, Voraussetzungen für die weitere Erhöhung der 
Rechtssicherheit und Gesetzlichkeit in der Volkswirt­
schaft insgesamt zu schaffen. Sie muß helfen, Rechts­
verletzungen, Disziplinverstößen, Vernachlässigung von 
Kontrollbefugnissen, die heute noch zu beachtlichen 
Schäden am Volkseigentum führen, vorzubeugen.
Die Initiative zur Auswertung von Rechtsvorschriften 
und zu ihrer Umsetzung bei der Lösung betrieblicher 
Aufgaben muß vom Leiter ausgehen. Er hat zu sichern, 
daß bei Leitungsentscheidungen, bei der Rechenschafts­
legung und Abrechnung der Planerfüllung regelmäßig 
auch die Arbeit mit dem Recht, die Staats- und Ver­
tragsdisziplin der Kollektive eingeschätzt werden. Er 
muß regelmäßig mit den betrieblichen Gewerkschafts­
organen, der FDJ-Leitung und dem Frauenausschuß 
Probleme der Reehtsarbeit im Betrieb beraten. Die Er­
gebnisse betrieblicher und staatlicher Kontrollorgane 
sowie die Hinweise der Rechtspflegeorgane müssen 
systematisch ausgewertet und umgesetzt werden.
Das Vorbild des Leiters bei der Arbeit mit dem so­
zialistischen Recht hat nicht zu unterschätzende Be­
deutung für die Entwicklung der Einstellung der Be­
triebsangehörigen zum Recht. Dort, wo geltende Rechts-

,/15/ Ebert, a. a. O., S. 31.

Vorschriften bei Leitungsentscheidungen nicht beach­
tet werden, wo Schlendrian, Vertrauensseligkeit und 
Subjektivismus in Leitungsfragen Platz greifen, kann 
schwerlich eine Atmosphäre der Unduldsamkeit gegen­
über Rechtsverletzungen in den Arbeitskollektiven ge­
schaffen werden.

Die Einheit von Planerfüllung und Reditsarbeit 
im Betrieb

Das Grundanliegen und die wesentlichen inhaltlichen 
Konsequenzen, die sich für die Betriebe aus dem Ge­
setz über den Ministerrat, aus dem Entwurf des Ge­
setzes über die örtlichen Volksvertretungen sowie vor 
allem aus der VO über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und 
WB ergeben, müssen in Leitungsberatungen und Ver­
sammlungen ausgewertet werden. Die Arbeitskollek­
tive müssen dazu befähigt werden, die allgemeinver­
bindlichen Grundsätze dieser Rechtsvorschriften unter 
den konkreten Bedingungen des Betriebes und der 
Brigaden durchzusetzen. Hierbei kann an die Erfah­
rungen vieler Betriebskollektive angeknüpft werden. 
Beispielhaft handeln diejenigen Betriebe und Arbeits­
kollektive, die von vornherein das Streben nach ho­
hen ökonomischen Ergebnissen zur Lösung der vom 
VIII. Parteitag beschlossenen Hauptaufgabe mit der Er­
ziehung zu Ordnung, Disziplin und Gesetzlichkeit ver­
binden. „Wir kommen vor allem dort gut voran, wo 
unter den Zielen im Kampf um den Staatstitel .Kollek­
tiv der sozialistischen Arbeit“ die Fragen der Sicher­
heit, Ordnung und Disziplin einen selbstverständlichen 
Platz einnehmen.“/16/
Rechtspropaganda und Rechtserziehung in der Volks­
wirtschaft müssen dazu beitragen, den Werktätigen in 
den Betrieben und Kombinaten insbesondere folgende 
Gesichtspunkte stärker bewußt zu machen:
1. Das sozialistische Recht ist unerläßliches staatliches 
Instrument zur wirksamen Verbindung der zentralen 
Leitung und Planung mit der wachsenden schöpferi­
schen Aktivität der Werktätigen in der materiellen Pro­
duktion. Die seit dem VIII. Parteitag erlassenen Gesetze 
und anderen Rechtsvorschriften orientieren auf die Er­
höhung der Verantwortung der Werktätigen, der ört­
lichen Volksvertretungen, der Betriebe und Arbeits­
kollektive zur Durchsetzung der einheitlichen sozialisti­
schen Staatspolitik und für die Erfüllung der volkswirt­
schaftlichen Aufgaben.
2. Planerfüllung, Wettbewerb und verantwortungs­
bewußte Arbeit mit dem sozialistischen Recht, Wahrung 
von Disziplin, Ordnung und Gesetzlichkeit müssen in 
den Arbeitskollektiven als untrennbare Einheit ver­
wirklicht werden. Die weitere Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen setzt 
verstärkt den Kampf um vorbildliche Ordnung und 
Sicherheit, Unduldsamkeit gegenüber Unordnung, Ver­
geudung, Vernachlässigung von Kontrollpflichten und 
gegenüber Rechtsverletzungen jeder Art voraus.
3. Leiter und Arbeitskollektive tragen eine hohe Ver­
antwortung zur Anwendung und Ausnutzung des sozia­
listischen Rechts bei der Rationalisierung, bei der Er­
höhung der volkswirtschaftlichen Effektivität der Pro­
duktion, bei der Erhöhung der Qualität der Erzeug­
nisse und zur Erschließung aller Reserven, z. B. für die 
Konsumgüterproduktion. Arbeits-, Staats- und Ver­
tragsdisziplin sind untrennbar.

Organisation der Rechtserziehung

Um die Wirksamkeit der Rechtspropaganda in der 
Volkswirtschaft weiter zu erhöhen, müssen diese in-
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